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Thüringer Landtag
7. Wahlperiode

"Jin, Jîyan, Azadî - Frau, Leben, Freiheit" - Menschen-
rechte schützen, Solidarität mit den Protestierenden im 
Iran, Revolutionsgarden sanktionieren

I. Der Landtag drückt seine Solidarität gegenüber den Menschen im 
Iran aus, die sich der Willkür des iranischen Regimes widersetzen 
und gegen dieses protestieren. Er verurteilt das brutale Vorgehen des 
Regimes, welches mittels brachialer Gewalt, Inhaftierungen, Folter 
und Hinrichtungen versucht, die Bevölkerung einzuschüchtern und 
die feministische Revolution im Iran niederzuschlagen.

II. Er steht an der Seite all jener, die sich für Freiheit, Selbstbestimmung, 
Bürgerrechte und Demokratie einsetzen. Der Landtag sieht es als drin-
gend notwendig an, angesichts des tödlichen Vorgehens des irani-
schen Regimes gegen Protestierende und dessen Politik, die grund-
legende Menschenrechte missachtet, frauenfeindlich und repressiv 
ist, keine Opposition duldet und ethnische Minderheiten diskrimi-
niert, den politischen und wirtschaftlichen Druck weiter zu erhöhen.

III. Der Landtag fordert daher die Landesregierung auf,
1. gemeinsam mit der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass ne-

ben den iranischen Oligarchen und weiteren verantwortlichen Ein-
zelpersonen insbesondere die "Revolutionsgarden" als Gesamt-
organisation und tragende Stütze des tödlichen Regimes wirksam 
sanktioniert werden können; vorhandenes Vermögen, Sachwerte 
und Konten der Organisationen und ihrer Funktionäre sollen rest-
los eingefroren werden und anschließend der demokratischen, 
zivilgesellschaftlichen Opposition und Protestbewegung im Land 
und im Exil zur Verfügung gestellt werden;

2. in Abstimmung mit der Bundesregierung alle erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um den Menschen, die vor dem iranischen 
Regime fliehen müssen, eine sichere Einreise in die Europäi-
schen Union beziehungsweise nach Deutschland zu ermöglichen 
und ihnen hier unkompliziert Schutz zu gewähren; dazu gehört 
auch, dass hier lebende gefährdete iranische Menschenrechts-
aktivistinnen und -aktivisten, iranische Journalistinnen und Jour-
nalisten sowie Oppositionelle von den Sicherheitsbehörden be-
sonders geschützt werden müssen; bei Asylverfahren gilt es, die 
aktuelle Situation im Iran, die politische Verfolgung aufgrund des 
Geschlechts, der sexuellen Orientierung oder Identität sowie der 
Konvertierung zu einer anderen Religion bei der Entscheidung 
über die Gewährung von Asyl besonders zu berücksichtigen; die 
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Lageberichte des Auswärtigen Amtes, die auch eine Grundlage 
für Asylverfahren bilden, sollen schnellstens an die aktuelle Lage 
angepasst werden;

3. gemeinsam mit anderen Bundesländern und im Einvernehmen 
mit der Bundesministerin des Innern und für Heimat eine Aufent-
haltsgewährung nach § 23 Abs. 1 des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) für Iranerinnen und Iraner zu schaffen, um Teilhabemög-
lichkeiten und eine aufenthaltsrechtliche Perspektive zu eröffnen. 
Auch sollen die Ausländerbehörden in Thüringen per Erlass ange-
wiesen werden, iranischen Geflüchteten verstärkt Aufenthaltser-
laubnisse nach § 25 Abs. 5 AufenthG statt Duldungen zu erteilen, 
da eine Abschiebung und Ausreise in den Iran absehbar nicht zu-
mutbar oder mit der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
vereinbar ist. Bundeseinheitlich soll aus denselben Gründen auf 
eine Aussetzung der Abschiebungen von iranischen Staatsange-
hörigen hingewirkt werden.

Begründung:

Seit dem gewaltsamen Tod der iranischen Kurdin Jina Mahsa Amini in 
Polizeigewahrsam nach der Festnahme durch die sogenannte "Sitten-
polizei" wegen eines angeblichen Verstoßes gegen Kleidungsvorschrif-
ten Mitte September 2022, kommt es im Iran zu den größten Protesten 
seit dem Sturz des Schah-Regimes 1979, auf die das Regime mit be-
sonderer Härte reagiert: Mehr als 19.000 Menschen wurden im Zusam-
menhang mit den Protesten festgenommen, Hunderte wurden getötet, 
darunter auch 70 Minderjährige. Mit der Parole "Jin, Jîyan, Azadî - Frau, 
Leben, Freiheit" - die der kurdischen Frauenbewegung entnommen ist - 
demonstrieren zehntausende Menschen im Iran, darunter viele Frauen 
und Mädchen, gegen die menschenverachtende, frauenfeindliche Ge-
setzgebung des Regimes und seine repressive Politik, die keine Oppo-
sition duldet, grundlegende Menschenrechte missachtet und ethnische 
Minderheiten diskriminiert.

Um den Druck auf das menschenverachtende iranische Regime zu er-
höhen sowie die Sicherheit der Menschen zu verbessern und die femi-
nistische Revolution im Iran zu unterstützen, sind weitere Maßnahmen 
erforderlich und möglich. Dazu kann der Freistaat Thüringen einen zu-
sätzlichen Beitrag leisten. Der Freistaat kann sich auch niedrigschwellig 
dafür einsetzen, dass die in Thüringen lebenden iranischen Geflüchteten 
bei der Kommunikation mit dem Auswärtigen Amt zur Klärung von Fra-
gen bezüglich der im Iran zurückgebliebenen Angehörigen oder Freun-
dinnen und Freunde unterstützt werden. Auch kann die Landesregierung 
dafür eintreten, dass der Freistaat Thüringen und die Bundesrepublik 
Deutschland keine sicheren Häfen für Personen und iranische Agenten 
sind, die für Verbrechen bei der Niederschlagung der friedlichen Protes-
te, die vielen Gefolterten und Toten im Iran oder für die Verfolgung Op-
positioneller im Ausland verantwortlich sind.

Für die Fraktion
DIE LINKE:

Für die Fraktion  
der SPD:

Für die Fraktion  
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN:

Blechschmidt Lehmann Henfling


	"Jin, Jîyan, Azadî - Frau, Leben, Freiheit" - Menschenrechte schützen, Solidarität mit den Protestierenden im Iran, Revolutionsgarden sanktionieren
	Begründung:


